ANTRAG IN WOHNUNGSMIETANGELEGENHEITEN 

eingeleitet durch den VERMIETER

(Artikel 1344 bis und folgende des Gerichtsgesetzbuches) 

Frau Friedensrichterin des ersten / zweiten 
  Kantons Eupen – St. Vith,
der / die Unterzeichnete(n)

	Name & Vorname:
Nationalregisternr. (verpflichtend):
oder

Firmenname:

Unternehmen ZUD-Nr. (verpflichtend):

Postleitzahl und Ort:

Straße und Nummer:


	Name & Vorname:
Nationalregisternr. (verpflichtend):
oder

Firmenname:

Unternehmen ZUD-Nr. (verpflichtend):

Postleitzahl und Ort:

Straße und Nummer:




handelnd in seiner/ihrer Eigenschaft als Vermieter einer Immobilie gelegen in (Postleitzahl, Ort, Straße und Hausnummer)  

…………......................................................................................................................................

leitet/n hiermit ein Gerichtsverfahren ein gegen seine(n) Mieter/in: 

	Name & Vorname:

Nationalregisternr.:
oder

Firmenname:

Unternehmen ZUD-Nr.:

Postleitzahl und Ort:

Straße und Nummer:


	Name & Vorname:

Nationalregisternr.:

oder

Firmenname:

Unternehmen ZUD-Nr:

Postleitzahl und Ort:

Straße und Nummer:


Sachverhalt: (*) Unzutreffendes streichen + □ Zutreffendes ankreuzen und ausfüllen
Der Antrag basiert auf □ eine mündliche Vereinbarung.



 □ einen schriftlichen Mietvertrag vom ……………………………………..,



          

□ der nicht einregistriert wurde.






□ der einregistriert wurde am ……………………………..

Es besteht kein / ein (*) Ortseingangsbefund erstellt am ……………………………………..…..

Die Miete beläuft sich auf: Ausgangsmiete: …………… € ; derzeitige Miete : ………………. €
Zu zahlende Nebenkosten: Pauschale von …………….. € / Vorauszahlung von ……………. € (*) 
Es wurde keine / eine (*) Mietkaution von ……………….€ bezahlt am …………………………., die

□ in bar an den Vermieter übergeben wurde.




□ eingezahlt wurde bei der Bank..………..  auf dem Konto Nr. ………………

Weitere wichtige Informationen:   
Gegenstand des Antrages: 
(Unzutreffendes streichen und Zutreffende ankreuzen und ausfüllen)
Die antragstellende Partei beantragt: 

1.  vor einer Beurteilung zum Grunde
□ die Anordnung einer Ortsbesichtigung (* in Anwesenheit eines Sachverständigen)

□ die Bezeichnung eines Sachverständigen mit folgendem Auftrag: 

2. zum Grunde:
□ eine gesamtschuldnerische Verurteilung der Antragsgegner

□ eine unteilbare Verurteilung der Antragsgegner

□ die Verurteilung der antragsgegnerischen Partei zur Zahlung von


□ Mietrückständen in Höhe von insgesamt ………….............. €, d.h.
	Jahr/e
	Monat/e
	Rückstand

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	



□ Mietnebenkostenrückständen in Höhe von insgesamt ………….............. €, d.h.

	Jahr/e
	Monat/e
	Rückstand

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	


□ die Auflösung des Mietvertrags mit Wirkung zum ...................................... auf Verschulden
der mietenden Partei 
Grund für die beantragte Auflösung: ……………………………………………………………..

□ die Validierung der Kündigung vom ...................... .
□ die Genehmigung zur Zwangsräumung in Ermangelung eines freiwilligen Auszuges.

Rechtsbelehrung: Gemäß Artikel 1344ter § 2 des Gerichtsgesetzbuches  ist das Friedensgericht verpflichtet, dem für den Wohnsitz bzw. den Aufenthaltsort des Mieters zuständigen Öffentlichen Sozialhilfezentrum nach Ablauf einer Frist von vier Tagen, eine Abschrift des Antrag zu übermitteln, wenn der Antrag auf eine Zwangsräumung abzielt. Der Mieter kann sich dieser Übermittlung widersetzen, indem er innerhalb von zwei Tagen nach Erhalt des Gerichtsbriefes dem Friedensgericht eine diesbezügliche Mitteilung zukommen lässt. 
□ die Verurteilung der antragsgegnerischen Partei zur Zahlung 


□ einer Nutzungsentschädigung in Höhe von …………..............................................................



mit Wirkung ab dem ………………………………………………………………………………


□ einer Wiedervermietungsentschädigung in Höhe von …………..............................................

□ einer Entschädigung für Mietschäden in Höhe von insgesamt …..........................................



aufgrund folgender Schäden (Betrag pro Schaden angeben):



………………………………………………………………………………………………………


 
………………………………………………………………………………………………………

□ von Zinsen zum gesetzlichen Satz / zum Satz von …………… ab dem …………………….     auf folgende Beträge: …………………………………………………………………………………..
□ der Verfahrenskosten, abgerechnet auf ………………………………

□ die Freigabe der Mietkaution zu Gunsten von …………………………………………………… .
□ die Beurkundung von Vorbehalten für:

……………………………...............................................................................................................

....................................................................................................................................................... 
□ Sonstige Forderungen: 

.......................................................................................................................................................

.......................................................................................................................................................
□ die vorläufige Vollstreckbarkeit des zu ergehenden Urteils.

Die Angelegenheit bedarf nur kurzer Debatten und kann folglich gemäß Artikel 735 des Gerichtsgesetzbuches in der Einleitungssitzung verhandelt werden. 

Würden Sie die Angelegenheit bitte für die nächstmögliche Sitzung anberaumen. 

Datum: 
Unterschrift(en):
� unzutreffendes streichen:


erster Kanton: Gemeinden Eupen, Kelmis, Lontzen und Raeren


zweiter Kanton: Gemeinden St. Vith, Amel, Büllingen, Burg-Reuland und Bütgenbach





1

